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An


alle Bundesministerien,


alle Parlamentsclubs,


die Verbindungsstelle der Bundesländer,


die Österreichische Arbeitsgemeinschaft Rehabilitation,


den Verein Integration Österreich,


die Lebenshilfe Österreich,


die Präsidentin des Österreichischen Gehörlosenbundes,


Frau Mag. Silvia Oechsner,


Frau Dr. Elisabeth Wundsam,


Herrn Martin Ladstätter, Verein Bizeps,


Herrn Mag. Michael Krispl,


Herrn Univ. Prof. Dr. Volker Schönwiese,


Frau Generalsekretärin der ÖVP, Abg. z. NR Dr. Maria Rauch�Kallat,


Herrn Mag. Thomas Drozda, Kabinett des Herrn Bundeskanzlers.











Sachbearbeiter			Klappe


GRUBER				4264








Betrifft: Arbeitsgruppe zur Durchforstung der Rechtsordnung hinsichtlich behindertendiskriminierender Bestimmungen;


	1. Sitzung der Untergruppe ”Rechtsschutz”;


	Ergebnisprotokoll








Als Anlage übermittelt das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst das Ergebnisprotokoll der Sitzung der im Gegenstand genannten Arbeitsgruppe vom 7. Mai 1998 sowie ein Arbeitspapier mit dem Ersuchen um Kenntnisnahme.





Anlage


8. Mai 1998


Für den Bundeskanzler:


OKRESEK





Für die Richtigkeit


der Ausfertigung:


�
Ergebnisprotokoll der 1. Sitzung der Untergruppe ”Rechtsschutz” der


�
”Arbeitsgruppe zur Überprüfung der Rechtsordnung


hinsichtlich behindertendiskriminierender Bestimmungen”


am 7. Mai 1998








Am 7. Mai 1998 fand im Bundeskanzleramt�Verfassungsdienst unter Leitung von Univ.Doz. DDr.  POTACS die 1. Sitzung der Untergruppe ”Rechtsschutz” der ”Arbeitsgruppe zur Überprüfung der Rechtsordnung hinsichtlich behindertendiskriminierender Bestimmungen” statt. Die Sitzungsteilnehmer sind aus der beigeschlossenen Anwesenheitsliste ersichtlich.





Grundlage der Beratungen war ein den Teilnehmern zu Beginn der Sitzung ausgehändigtes Arbeitspapier, in dem versucht wurde, die in den Zuständigkeitsbereich des Bundeskanzleramtes fallenden Verwaltungsverfahrensvorschriften sowie jene Bestimmungen des VerfGG und des VwGG zu erörtern, in denen ein Nachteil für behinderte Personen erblickt werden kann.


Als Ergebnis der Beratungen hat das Bundeskanzleramt�Verfassungsdienst dieses Papier modifiziert; die überarbeitete Fassung ist dem vorliegenden Ergebnisprotokoll beigeschlossen.





Prof. Dr. BARAZON, Klub Liberales Forum, sagte zu, zu § 24 Abs. 2 VerfGG eine schriftliche Äußerung zu erstatten. Diese wird bei Vorliegen umgehend an alle Mitglieder der Arbeitsgruppe verteilt werden.





Es wurde Übereinstimmung erzielt, daß die in der Arbeitsgruppe vertretenen Bundesministerien nach Muster des vom Bundeskanzleramt�Verfassungsdienst vorgelegten Arbeitspapieres die in ihren Zuständigkeitsbereich fallenden Rechts(schutz)vorschriften nach behindertendiskriminierenden Bestimmungen durchforsten werden. Die nächste Sitzung der Untergruppe soll am 4. Juni 1998 um 10.00 Uhr � wenn möglich im Bundeskanzleramt � stattfinden, die Einladung hiezu ergeht gesondert. Im Rahmen dieser Sitzung soll das Bundesministerium für Justiz die Ergebnisse insbesondere hinsichtlich ZPO, JN, EO, StPO, StGB, ABGB, UrhG, RDG sowie des Notariatszwangsgesetzes und des Außerstreitverfahrens vorlegen. Für die übernächste Sitzung wurde in Aussicht genommen, die Ergebnisse der Untersuchungen des Bundesministeriums für Finanzen � insbesondere hinsichtlich der BAO und des DVG � sowie des Bundesministeriums für Inneres � insbesondere hinsichtlich des Wahlrechts und des Personenstandswesens � zu erörtern.


Weiters wurde angeregt, auch die Versicherungsbedingungen nach behindertendiskriminierenden Bestimmungen zu durchforsten.





Die Abgeordnete zum Nationalrat HAIDLMAYR, Grüner Klub, betonte, daß sie dieser Vorgangsweise zustimme, daß das Ergebnis der Arbeitsgruppe aber nicht zur Reparatur bestimmter Einzelgesetze führen, sondern vielmehr ein erster Schritt zur Erlassung eines Behinderten�Gleichstellungsgesetzes sein sollte.





Der Vorsitzende der Arbeitssitzung, Univ.Doz. DDr. POTACS, ersuchte die aus den Bundesländern angereisten Teilnehmer der Behindertenorganisation um Übermittlung der ihnen entstandenen Reisekosten und sicherte eine Bezahlung durch das Bundeskanzleramt für jeweils einen Vertreter zu. 


�
Arbeitspapier des BKA-VD; überarbeitete Fassung (unter Berücksichtigung der Sitzung vom 7.5.1998)





In den Zuständigkeitsbereich des Bundeskanzleramtes fallende Verwaltungs(verfahrens)vorschriften:








I) Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (AVG), BGBl. Nr. 51/1991:





1) Verkehr zwischen Behörden und Beteiligten:


�
a) § 13 Abs. 3: ”Formgebrechen schriftlicher Anbringen ermächtigen die Behörde nicht zur Zurückweisung. Die Behörde hat vielmehr dem Einschreiter die Behebung der Formgebrechen mit der Wirkung aufzutragen, daß das Anbringen nach fruchtlosem Ablauf einer gleichzeitig zu bestimmenden, angemessenen Frist zurückgewiesen wird...”


	Dadurch, daß keine gesetzliche Verpflichtung besteht, den Verbesserungsauftrag mündlich oder in Blindenschrift zu erteilen, entsteht durch diese Bestimmung für sehbehinderte Personen ein Nachteil.


	Als Lösungsansatz wurde vorgeschlagen, Behinderten bereits bei Einleitung eines Verwaltungsverfahrens das Recht einzuräumen, alle während des Verfahrens ergehenden schriftlichen Mitteilungen auf Diskette oder Kassette zu erhalten.


	


�
·.	b) § 13 Abs. 5: ”Zur Entgegennahme mündlicher Anbringen ist die Behörde, außer bei Gefahr im Verzug, nur während der für den Parteienverkehr bestimmten Zeit, zur Entgegennahme schriftlicher Eingaben nur während der Amtsstunden verpflichtet. Die Amtsstunden und die für den Parteienverkehr bestimmte Zeit sind bei der Behörde durch Anschlag kundzumachen.”


	Sehbehinderte Personen können - soweit sie nicht über eine spezielle Schreibmaschinentastatur verfügen - in der Regel nur mündliche Anbringen im Sinne des § 13 Abs. 1 AVG an eine Behörde stellen, welche gemäß Abs. 5 leg.cit. nur während eines bestimmten Zeitraumes zur Entgegennahme dieser Anbringen verpflichtet ist. Da die Kundmachung der für den Parteienverkehr bestimmten Zeit durch Anschlag - also in einer für sehbehinderte Personen nicht lesbaren Form - erfolgt, ist hierin ein Nachteil für diese Personengruppe zu entdecken.


	Zur Abhilfe wurde die Einrichtung eines telefonisch abrufbaren Service-Tonbandes der Behörde vorgeschlagen.


�
·.	c) § 17 Abs. 1: ”Die Behörde hat, sofern die Verwaltungsvorschriften nichts anderes bestimmen, den Parteien Einsicht in die ihre Sache betreffenden Akten oder Aktenteile zu gestatten; die Parteien können sich davon an Ort und Stelle Abschriften selbst anfertigen oder nach Maßgabe der vorhandenen technischen Möglichkeiten auf ihre Kosten Kopien anfertigen lassen.”


	Durch diese Bestimmung entsteht für sehbehinderte Personen ein Nachteil, weil diesen in der Praxis die persönliche Ausübung des Rechtes auf Akteneinsicht mangels der Zurverfügungstellung technischer Hilfsmittel - Kopien in Blindenschrift - verwehrt bleibt.


	Folgende Lösungsmöglichkeiten wurden diskutiert:


�
	  -.die Betrauung einer Hilfsperson, deren Vollmacht auf die Wahrnehmung der Akteneinsicht für den Behinderten beschränkt wäre (Problem: eventuell anfallende Kosten)


	  -.die mündliche Verlesung von Aktenteilen durch ein Behördenorgan sowie Aufnahme auf ein Tonband (Problem: nicht verlesbare Akten wie zB Baupläne im Bauverfahren)


	  -.Einscannen der Akten in Computer sowie Ausdruck in Blindenschrift





2) Ermittlungsverfahren:


�
·.	a) § 39a Abs. 1: ”Ist eine Partei oder eine zu vernehmende Person der deutschen Sprache nicht hinreichend kundig, taubstumm, taub oder stumm, so ist erforderlichenfalls der der Behörde beigebene oder zur Verfügung stehende Dolmetscher (Amtsdolmetscher) beizuziehen. Die §§ 52 Abs. 2 bis 4 und 53 sind sinngemäß anzuwenden.”


	§ 39a Abs. 1 regelt die Beiziehung eines (Gebärden-) Dolmetschers für Taubstumme, Taube und Stumme, die Partei oder ”zu vernehmende Personen” (Zeugen, Beteiligte) sind, im Ermittlungsverfahren. Gemäß § 76 Abs. 5 leg.cit. sind die Dolmetschergebühren, soweit keine Kostenersatzpflicht der Beteiligten besteht, vom Rechtsträger, für den die Behörde einschreitet, zu tragen. Durch die Regelung des § 39a Abs. 1 entsteht für Behindertengruppen in mehrfacher Hinsicht ein Nachteil:


	Zum einen ist die - in der Regel unentgeltliche - Zurverfügungstellung von Dolmetschern auf bestimmte Arten von Behinderungen begrenzt. Sehbehinderte, die zwar partei- und prozeßfähig, nicht aber postulationsfähig sind, müssen sich demnach auf eigene Kosten eines gewillkürten Vertreters bedienen.


	Zum anderen ist der Anwendungsbereich dieser Bestimmung auf das Ermittlungsverfahren beschränkt. Zur Stellung eines Antrages zwecks Einleitung eines Verwaltungsverfahres bzw. zur Einbringung eines Rechtsmittels müssen sich daher bestimmte Behinderte eines gewillkürten Vertreters im Sinne des § 10 Abs. 1 AVG bedienen, woraus diesen Kosten erwachsen können.


	Als Lösungsansatz wurde in der Sitzung die gesetzliche Regelung des Ersatzes der ”behinderungsbedingten Mehraufwendungen” in den die Kosten betreffenden Bestimmungen des AVG (derzeit §§ 74 ff.) vorgeschlagen. Weiters wurde angeregt, die mittlerweile als diskriminierend erkannten Begriffe ”Taubstumme, Taube”” durch ”Gehörlose, Hörbehinderte” zu ersetzen.


	


·.	b) § 42 Abs. 1: ”Wurde eine mündliche Verhandlung durch Anschlag in der Gemeinde oder auch durch Verlautbarung in der für amtliche Kundmachungen der Behörde bestimmten Zeitung bekanntgemacht, so hat dies zur Folge, daß Einwendungen, die nicht spätestens am Tag vor Beginn der Verhandlung bei der Behörde oder während der Verhandlung vorgebracht wurden, keine Berücksichtigung finden...”


	Darin liegt ein Nachteil für sehbehinderte Personen (siehe oben Pkt. 1.b).


	Die Regelung des § 42 Abs. 1 wurde allgemein - ohne auf eine (bestimmte) Behinderung abzustellen - als nicht mehr zeitgemäß erachtet. Als problematisch wurde zB auch die Bekanntmachung durch Anschlag in bezug auf Körperbehinderte gesehen (diesen ist aus praktischen Gründen das Lesen der Anschläge oft nicht möglich).


	Als Lösungsansatz wurde - vor allem für Massenverfahren - die Aufnahme zeitgemäßer Medien (wie zB Rundfunk, Internet) vorgeschlagen.


	


3) Erlassung von Bescheiden:


·.	§ 62 Abs.1: ”Wenn in den Verwaltungsvorschriften nicht anderes bestimmt ist, können Bescheide sowohl schriftlich als auch mündlich erlassen werden.”


	Im AVG ist - außer in Verfahren vor den UVS - die mündliche Verkündung eines Bescheides nicht zwingend vorgesehen. Für sehbehinderte Personen bedeutet dies, daß sie sich die schriftliche Ausfertigung des Bescheides von einer Hilfsperson vorlesen lassen müssen: Zwar kann die Ausfertigung von Bescheiden gemäß § 18 Abs. 3 leg.cit. durch Verordnung in jeder technisch möglichen Weise vorgesehen werden, doch ist die Ausfertigung von Erledigungen in Blindenschrift bisher noch nicht vorgesehen.


	Als Lösungsansatz wurde - wie bereits erwähnt - vorgeschlagen, Behinderten bereits bei Einleitung eines Verwaltungsverfahrens das Recht einzuräumen, alle während des Verfahrens ergehenden schriftlichen Mitteilungen auf Diskette oder Kassette zu erhalten. Problematisch könnte hier aber die Frage des Zeitpunktes der wirksamen Zustellung eines Bescheides erscheinen (erst ab Zustellung der Diskette oder schon mit der schriftlichen Ausfertigung?).


	


	Schließlich wurde vorgeschlagen, § 40 AVG (Ort der mündlichen Verhandlung) derart zu gestalten, daß bei der Wahl des Ortes der mündlichen Verhandlung auf (körperliche) Behinderungen von Parteien oder Beteiligten zwingend Rücksicht zu nehmen ist.


�
4) Rechtsschutz:


	Für die Einbringung einer Berufung siehe die unter Pkt. 2.a gemachten Ausführungen.


	


II) Verwaltungsstrafgesetz 1991 (VStG), BGBl. Nr. 52/1991:


	§ 24 VStG verweist auf die Bestimmungen des AVG; die unter Pkt. I.1, 2 u. 3 gemachten Ausführungen sind daher auch hier zu beachten.


	Da Bescheide im Strafverfahren erster Instanz gemäß § 43 Abs. 1 VStG ”womöglich sogleich” und im Berufungsverfahren vor den UVS gemäß der auch im VStG anzuwendenden Bestimmung des § 67g AVG ”stets” mündlich zu verkünden sind, bzw. auch § 39a Abs. 1 AVG Anwendung findet, dürfte bei der Erlassung von Bescheiden im Bereich des VStG kein erheblicher Nachteil für behinderte Personen entstehen, falls man die Verlesung des Bescheides für sehbehinderte Personen als tolerabel erachtet.


	Hinsichtlich der Lösungsansätze siehe die Ausführungen zum AVG.


	


III) Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1991, BGBl. Nr. 53/1991:





·.	§ 10 Abs. 1: ”Auf das Vollstreckungsverfahren sind, soweit sich aus diesem Bundesgesetz nichts anderes ergibt, der I. und der IV. Teil und hinsichtlich der Rechtsmittelbelehrung die §§ 58 Abs. 1 und 61 des AVG sinngemäß anzuwenden.”


	Es gelten die im Bereich des I.  bzw. des IV. Abschnittes des AVG geäußerten Bedenken (siehe Pkt. I.1 u. 4) sinngemäß.





IV) Verfassungsgerichtshofgesetz (VerfGG), BGBl. Nr. 85/1953:





Allgemeine Vorschriften:


·.	a) § 17 Abs. 2: ”Klagen nach § 37, Anträge nach den §§ 46, 48, 50, 57, 62 und 66 sowie Beschwerden sind, wenn sie nicht unter die Bestimmung des § 24 Abs. 1 fallen, durch einen bevollmächtigten Rechtsanwalt einzubringen.”


Gemäß § 17 Abs. 2 VerfGG sind (u.a.) Gesetzes- und Verordnungsprüfungsanträge bzw. Bescheidbeschwerden durch einen bevollmächtigten Rechtsanwalt einzubringen. Personen, die sich aufgrund ihrer Behinderung gegenüber einem Rechtsanwalt nicht verständlich ausdrücken können, werden sich hiebei eines (Gebärden-)Dolmetsches zu bedienen haben. Die dabei anfallenden Kosten werden im Falle des Obsiegens wohl als Prozeßkosten geltend gemacht werden können, sodaß insoweit für Behinderte kein Nachteil vorliegen dürfte. Im Falle des Nichtobsiegens hat der Behinderte allerdings die zusätzlichen Kosten zu tragen, woraus diesem ein Nachteil erwächst.





·.	b) § 18: ”Eingaben, die den Anforderungen der §§ 15 und 17 oder anderen durch dieses Gesetz aufgestellten Formerfordernissen nicht entsprechen, sind, sofern die Mängel voraussichtlich zu beheben sind, vom Referenten dem Einbringer zur Verbesserung innerhalb einer Frist zurückzustellen.”


	§ 18 VerfGG entspricht inhaltlich § 13 Abs. 3 AVG. Auf die Ausführungen unter Pkt. I.1.a wird verwiesen.


	


·.	c) § 22: ”Der Präsident ordnet die Verhandlung an. Sie ist durch Anschlag an der Amtstafel und durch die ”Wiener Zeitung” vorher kundzumachen.”


	Auf die Ausführungen zur Ladung durch Bekanntmachung unter Pkt. I.1.b wird verwiesen.


	


·.	d) § 24 Abs. 2: ”Die Parteien können unbeschadet der Bestimmung des § 17 Abs. 2 ihre Sache vor dem Verfassungsgerichtshof selbst führen oder sich durch einen Rechtsanwalt vertreten lassen.”


	Wie bereits erwähnt, sind gewisse an den VfGH gerichtete Rechtsbehelfe durch einen bevollmächtigten Rechtsanwalt einzubringen. Ansonsten besteht im Verfahren vor dem VfGH kein Anwaltszwang. Will nun eine postulationsunfähige, aber prozeßfähige Partei ”ihre Sache vor dem Verfassungsgerichtshof selbst führen”, so hat sie sich gemäß § 185 Abs. 1 ZPO (die Vorschriften der ZPO sind gemäß § 35 Abs. 1 VerfGG sinngemäß anzuwenden) durch einen geeigneten Bevollmächtigten bzw. erforderlichenfalls durch einen Rechtsanwalt vertreten zu lassen. Da hiedurch Kosten entstehen können und das VerfGG keine dem § 39a Abs. 1 AVG (wonach von der Behörde - in der Regel unentgeltlich - ein (Gebärden-)Dolmetsch beizustellen ist) vergleichbare Bestimmung enthält, scheint hierin ein Nachteil für den genannten Personenkreis vorzuliegen.


	Als ”Lösung” wurde vereinzelt die Einführung eines generellen Anwaltszwanges vorgeschlagen.





·.	e) § 26 Abs. 1: ”Das Erkenntnis ist, wenn möglich, sogleich nach Schluß der mündlichen Verhandlung zu fällen und mit den wesentlichen Entscheidungsgründen sofort zu verkünden. Die Verkündung des Erkenntnisses ist von der Anwesenheit der Parteien nicht abhängig.”


	


	Abs. 2: ”Wenn das Erkenntnis nicht sofort nach Schluß der mündlichen Verhandlung gefällt werden kann, so wird es entweder mündlich in einer besonderen, den Beteiligten nach Schluß der Verhandlung sofort bekanntzugebenden öffentlichen Tagsatzung verkündet oder nach Ermessen des Gerichtshofes auf schriftlichem Wege durch Zustellung einer Ausfertigung bekanntgemacht.”


	Abgesehen davon, daß sich die mündliche Verkündung von Erkenntnissen des VfGH in der Praxis auf den Spruch und die wesentlichen Entscheidungsgründe beschränkt, ist diese nicht zwingend vorgesehen. Auch ist keine Ausfertigung in Blindenschrift vorgesehen, weshalb insoweit ein Nachteil für sehbehinderte Personen vorliegt.


	Auch hier wäre die ”Disketten-Lösung” denkbar.





V) Verwaltungsgerichtshofgesetz (VwGG), BGBl. Nr. 10/1985:





Allgemeine Bestimmungen über Beschwerden:


·.	a) § 23 Abs. 1:


	§ 23 Abs. 1 entspricht inhaltlich § 24 Abs. 2 VerfGG, sodaß auf Pkt. IV.d der Ausführungen verwiesen wird.


·.	b) § 25 Abs. 1:


	§ 25 Abs. 1 VwGG regelt das Recht auf Akteneinsicht und entspricht inhaltlich § 17 Abs. 1 AVG. Auf die Ausführungen unter Pkt. I.1.c wird verwiesen.


·.	c) § 43 Abs. 4: ”Hat eine Verhandlung in Anwesenheit von Parteien stattgefunden, so hat in der Regel der Vorsitzende das Erkenntnis mit den wesentlichen Entscheidungsgründen sogleich zu verkünden.”


	Auf die Ausführungen unter Pkt. IV.e wird verwiesen.





VI) Zustellgesetz (ZuStG), BGBl. Nr. 200/1982:


Zur Lösung des Problems der Hinterlassung von Verständigungen über erfolglose Zustellversuche (§ 21 Abs. 2 ZustellG, Zustellung zu eigenen Handen) bzw. über die Hinterlegung von Schriftstücken (§ 17 Abs. 2) bei sehbehinderten Personen wurde vorgeschlagen, behördliche Schriftstücke in tastbarer Form (erhabene Schriftzüge) speziell zu kennzeichnen.
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